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Sechs Gründe, 
 
EU-AKP Freihandelsabkommen (EPAs)
in ihrer jetzigen Form abzulehnen! 
 
 
 
Diese Stellungnahme ist eine Antwort zivilge-
sellschaftlicher Organisationen in den AKP-
Staaten und der EU auf Kernargumente der 
Befürworter von Wirtschaftspartnerschaftsab-
kommen zwischen der EU und den 77 Staaten 
Afrikas, der Karibik und dem Pazifik (AKP)1. 
 
Wir, die Unterzeichner, gehen davon aus, dass 
Handel für die Volkswirtschaften der AKP-
Staaten und insbesondere einige der ärmsten 
Bevölkerungsgruppen positive Entwicklungs-
impulse setzen kann. EPAs, zumindest in der 
derzeit geplanten Form2, werden diese Wir-
kung allerdings nicht entfalten können. Aus 
diesem Grund unterstützen die Unterzeichner 
die StopEPA-Kampagne, um EPAs in ihrer 
jetzigen Form zu verhindern und handelspoliti-
sche Alternativen zu verwirklichen. Die Kam-
pagne wird von zivilgesellschaftlichen Gruppen 
innerhalb der AKP-Länder und in der EU ge-
tragen. 
 
Das vorliegende Papier stellt die Argumente 
der StopEPA-Kampagne vor und leistet damit 
einen Beitrag zur Weiterentwicklung der Dis-
kussionen über entwicklungsorientierte Alter-
nativen zu geplanten EU-AKP F
kommen. 

reihandelsab-

 
 

1. EPAs unte
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wirtschaftlichen Par
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Staaten graduell in 
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für alternative Hand
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 schnelle Handelsliberali-
atisch zu positiven Ent-
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sollten diejenige Handelspolitik wählen kön-
nen, die am besten zu ihren Entwicklungsprio-
ritäten und ihren Bedürfnissen passt. Die Libe-
ralisierung des Handels kann kein Ersatz für 
eine umfassende Entwicklungsstrategie sein. 
Zudem muss sie zeitlich optimal geplant wer-
den: Unterschiedliche Entwicklungsphasen 
verlangen eine unterschiedliche Abstufung der 
Marktöffnung. Darüber hinaus ist man sich 
einig, dass bestimmte Voraussetzungen in 
Ländern vorhanden sein müssen, wie zum 
Beispiel gesunde Wirtschaftsektoren, potentiell 
wettbewerbsfähige Industrien, angemessen 
entwickelte Marktinstitutionen sowie effiziente 
staatliche Organisationen, bevor eine Offen-
marktpolitik Wachstum und Entwicklung erzie-
len kann.7 Viele der AKP-Staaten weisen der-
zeit eine oder mehrere dieser Voraussetzun-
gen nicht auf und leiden unter erheblichen 
Angebotsengpässen. Aus diesem Grund for-
dern diese Länder, auf eine gegenseitige (re-
ziproke) Liberalisierung zu verzichten,  
solange günstigere Entwicklungsvorausset-
zungen noch nicht bestehen. Wie Martin Wolf, 
Wirtschaftswissenschaftler der Financial Ti-
mes, erklärte, wird „Handelsliberalisierung als 
Ziel an sich, unabhängig von weiteren Um-
ständen, niemals schnelles Wachstum erzeu-
gen. Darüber herrscht Einvernehmen, und 
niemals hat es diesbezüglich Unstimmigkeiten 
gegeben.“8

 
Noch 2004 gab die englische Regierung in 
einem White Paper on Trade and Investment 
bekannt, die EU habe verdeutlicht, „dass 
[sie]keine ‚offensiven’ Marktzugangsinteressen 
[hat] , und dass das Vereinigte Königreich 
dafür sorgen wird, dass die EU-Partner sich an 
dieses Versprechen halten werden.“9 Dennoch 
bedeutet die derzeitige EU-Interpretation, dass 
EPAs nichts anderes als reziproke FTAs sind, 
und dass die AKP-Länder ihre Märkte für EU-
Güter öffnen müssen, bevor sie in diesen Be-
reichen auch nur annähernd wettbewerbsfähig 
sind. Dies wiederum könnte auf die Ökono-
mien dieser Länder verheerende Auswirkun-
gen haben. Die von der EU verlangte Gegen-
seitigkeit könnte vor allem auf die Landwirt-
schaft zerstörend wirken - ein Wirtschafts-
zweig, der in den meisten AKP-Staaten be-
sonders wichtig ist. Überzeugend wirkt dieser 
Einwand vor allem in Hinblick darauf, dass die 
EU bis zum Jahr 2013 jährlich etwa 40 Milliar-
den Euro10 in ihre Gemeinsame Agrarpolitik 
(GAP) investiert und ein durchschnittlicher EU-
Bauer das 100-fache von dem, was ein afrika-
nischer Kleinbauer durchschnittlich im Jahr 
verdient, an Subventionen erhält.11

 
AKP-Staaten haben außerdem schwere Schä-
den in ihren sich noch im Aufbau befindlichen 
Industriezweigen zu befürchten. Zunehmend 

gilt als allgemein anerkannt, dass in Ländern, 
die Handelsliberalisierungsmaßnahmen auf-
greifen, bevor dort stabile Ökonomien und 
Institutionen entstanden sind, Deindustrialisie-
rung auf dem Fuße folgt.12 Diese Einschätzung 
wurde kürzlich selbst von der vom englischen 
Premier Tony Blair ins Leben gerufenen Kom-
mission für Afrika bekräftigt, die erklärte, dass 
„Liberalisierung nicht wechselseitig sein sollte, 
um Afrika zu erlauben, ihre sich noch in Kin-
derschuhen befindenden Industrien zu schüt-
zen [, wenn Handel als ein Instrument für Ent-
wicklung wirken soll]“.13 Auch der Zwischenbe-
richt der EU-Kommission über Nachhaltigkeits-
verträglichkeitsprüfungen (Sustainability Im-
pact Assessments - SIAs) warnt davor, dass 
EPAs „den Zusammenbruch des modernen 
westafrikanischen Manufaktursektors be-
schleunigen“ sowie „die Entwicklung der Pro-
zess- und Manufakturkapazitäten in den AKP-
Ländern in exportorientierten und anderen 
Industrien behindern könnten“.14

 
Die EU ihrerseits argumentiert, existierenden 
Ungleichgewichten könne man mit einer ‚a-
symmetrischen Liberalisierung’ begegnen, was 
bedeutet, hinsichtlich des Liberalisierungsum-
fangs und der zeitlichen Umsetzung unter-
schiedliche Zielvorgaben für beide Seiten zu 
machen. Solche Vorschläge für eine längere 
Umsetzungsphase, kombiniert mit einer für die 
AKP-Staaten niedrigeren Liberalisierungsver-
pflichtung, lösen das Problem des reziproken 
Freihandels aber nicht.15 Viele AKP-Staaten 
sind heute ärmer als vor 20 Jahren, und ihre 
Lage könnte sich in den kommenden 10 oder 
20 Jahren noch weiter verschlechtern. Den-
noch besteht die EU darauf, Gegenseitigkeit 
mit vorher festgelegten Liberalisierungsfahr-
plänen durchzusetzen und damit auf der An-
nahme, dass parallel zur Öffnung einheimi-
scher Märkte Entwicklung möglich sei. 
 
 
2. Handelspolitik ist keine 
bessere Entwicklungspolitik 
 
Wieder und wieder hat sich die EU zum multi-
lateralen Handelssystem bekannt und dabei 
besonders die Rolle der WTO als zentrales 
Verhandlungsforum, in dem die internationale 
Wirtschaftsbeziehungen verhandelt werden, 
unterstrichen. Während der Anhörungen vor 
dem Europäischen Parlament bestätigte der 
neue EU-Handelskommissar Peter Mandelson 
wiederholt diesen Standpunkt und fügte hinzu: 
„Wir sollten nichts tun, was unser Versprechen 
in Frage stellt oder den Blick von der WTO 
ablenkt.“16 Dennoch werden die EPAs genau 
dies tun.  
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Zum einen haben die WTO-Verhandlungs-
delegationen in Genf schon jetzt einen überfüll-
ten Terminkalender. Die meisten AKP-Länder 
sind benachteiligt, da sie über wenige Han-
delsexperten verfügen und dadurch nicht effek-
tiv an allen WTO-Sitzungen teilnehmen kön-
nen. Die intransparenten Verhandlungsprozes-
se in Genf grenzen sie zudem aus bzw. gehen 
von ihrer generellen Zustimmung aus, auch 
wenn sie an Sitzungen nicht teilnehmen und 
sich somit nicht in die Verhandlungen einbrin-
gen können. Die EPA-Verhandlungen sorgen 
für eine weitere Überbeanspruchung dieser 
wenigen Kapazitäten. Daher unterstreicht auch 
Eveline Herfkens, im UN-Generalsekretariat 
zuständig für die Koordination der Kampagne 
zur Unterstützung der Millennium Entwick-
lungsziele (MDGs), vor dem Europa-
Parlament, dass „EPAs ein großes Problem für 
arme Länder sind. [… Die so genannten] 
LDCs, zu denen neben anderen viele der AKP-
Länder gehören, haben weder die Zeit noch 
die Kapazitäten, vernünftige Abkommen mit 
der EU auszuhandeln. AKP-Länder sehen sich 
in den WTO-Verhandlungen mit großen 
Schwierigkeiten konfrontiert.“17

 
Zum anderen drohen die EPAs die bisher von 
den AKP-Staaten in der WTO verteidigten 
Positionen zu untergraben. In der Vergangen-
heit haben AKP-Staaten wie andere Entwick-
lungsländer auch ihre nationale Souveränität 
über viele innenpolitische Kompetenzen in der 
WTO zugunsten eines erleichterten Marktzu-
gangs aufgegeben. Von dieser schmerzlichen 
Erfahrung geprägt, gründeten die AKP-Staaten 
zusammen mit der Afrikanischen Union und 
den LDCs in der WTO eine breite Allianz (auch 
bekannt als G-90), um ihre Entwicklungspriori-
täten besser verteidigen zu können. In Cancún 
verdeutlichten sie mit Nachdruck, dass die 
Interessen von kleinen und verletzlichen Län-
dern nicht länger ignoriert werden können. 
Jedoch ist es viel schwieriger für die AKP-
Staaten, ihre Positionen in den EPA-
Verhandlungen zu verteidigen, da sie wesent-
lich auf die finanzielle Entwicklungszusam-
menarbeit seitens der EU angewiesen sind.18

 
Nach Meinung der Europäischen Kommission 
ergänzen sich Multilateralismus und Bilatera-
lismus in der Handelspolitik gegenseitig. Je-
doch verfolgte die EU bezüglich bilateraler und 
regionaler Handelsabkommen schon immer 
ehrgeizige Ziele – die EPAs sind keine Aus-
nahme.19 Beispielsweise sind Themen, gegen 
die sich die AKP-Länder in der WTO immer 
schon gewehrt haben, wieder neu auf dem 
Verhandlungstisch der EPAs. Drei der vier 
Singapur-Themen (Investitionen, Wettbewerb 
und öffentliches Beschaffungswesen) – deren 
größter Verfechter die EU war – wurden von 

der WTO-Tagesordnung gestrichen, da sich 
die AKP-Staaten zusammen mit anderen Ent-
wicklungsländern wiederholt dagegen ausge-
sprochen hatten. Jedoch sind alle diese The-
men noch immer auf dem EPA-
Verhandlungstisch. Genau genommen müssen 
die AKP-Staaten also genau den gleichen 
Kampf, den sie in der WTO schon gewonnen 
haben, in den EPA-Verhandlungen noch ein-
mal führen, allerdings mit einer wesentlich 
schwächeren Verhandlungsposition. Darüber 
hinaus hat die EU die Ziele der EPAs viel wei-
ter gesteckt als die in der gegenwärtigen WTO-
Runde (WTO-plus). Beispielsweise beschränk-
ten sich die Verhandlungen in der WTO auf 
Transparenz bei der öffentlichen Beschaffung. 
Bei den EPAs soll es nach Wunsch der EU 
aber um die Liberalisierung des öffentlichem 
Beschaffungswesen auf der Basis von Nicht-
Diskriminierung gehen.20

 
Es gibt noch weitere Widersprüche zwischen 
dem, was die EU den AKP-Ländern in der 
WTO angeboten hat und dem, was sie von 
dieser Ländergruppe bei den EPA-
Verhandlungen verlangt. Im Frühjahr 2004 bot 
die EU der G90-Allianz eine so genannte „Frei-
runde“ („Round for free“) an, die die Entwick-
lungsländer von weiteren Verpflichtungen zum 
Abbau von Einfuhrbeschränkungen für land-
wirtschaftliche und Industrieprodukte ausneh-
men sollten, die gleichzeitig jedoch als g
relle Gegenleistung für Zugeständnisse ge-
genüber der EU-Position galt. So erklärte kür
lich auch die niederländische Ministerin für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit, Frau van 
Ardenne-van der Hoeven: „[Eine Freirunde] 
kann auch missverstanden werden, da die EU 
in den EPAs um freien Marktzugang für sich zu 
den AKP-Ländern wirbt.“

ene-

z-
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3. Regierungen der AKP-
Staaten sehen EPAs kritisch 
 
Politische Entscheidungsträger in der EU füh-
ren gerne an, dass die AKP-Staaten im Ab-
kommen von Cotonou ja selbst einer weiteren 
Liberalisierung im Kontext von EPAs zuge-
stimmt hätten. Damit wird aber übersehen, 
dass AKP-Länder wiederholt – einzeln und 
auch als geschlossene Gruppe – ihre Vorbe-
halte gegenüber EPAs, wie sie von der EU 
interpretiert werden, vorgebracht haben. 
Festus G. Mogae, der Präsident Botswanas, 
beispielsweise drückte kürzlich im Namen der 
AKP-Länder „Besorgnis“22 aus und bereits 
2001 erklärte der Botschafter Mauritius’: „Die 
AKP-Länder haben sich nicht grundlos zurück-
haltend gegenüber dieser Entscheidung [für 
die EPAs] geäußert. Die Entscheidung basierte 
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mehr auf Pragmatismus als auf dem Glauben 
oder gar der Überzeugung, dass die AKP-
Staaten von den EPAs profitieren würden. Es 
liegt nun an der EU, die AKP-Länder davon zu 
überzeugen, dass ihre bevorzugte Option, 
nämlich die reziproken EPAs, Vorteile bringen 
kann.“23

 
Die Regierungen der AKP-Länder sind ver-
ständlicherweise besorgt darüber, ob ihre nati-
onalen Volkswirtschaften sowie ihre Entwick-
lungsstrategien stabil genug sind, um mögli-
chen Einflüssen gegenseitiger Freihandelsab-
kommen Widerstand leisten zu können. Dem 
AKP-Verhandlungsmandat zufolge können, 
„aufgrund der möglichen nachteiligen Auswir-
kungen, die Gegenseitigkeit auf die nationale 
Industrie und staatliche Stabilität in Entwick-
lungsländern hat, diese Länder Gegenseitigkeit 
bei den EPAs mit der EU auf keinen Fall a 
priori akzeptieren“; zudem „haben [AKP-
Staaten] nicht die Kapazitäten um parallel und 
zeitgleich zu der EU ihre Märkte zu liberalisie-
ren“; schließlich sollte „die Auflockerung von 
Handelsbeschränkungen an das Erreichen 
verschiedener Entwicklungsindikatoren gekop-
pelt sein.“24

 
AKP-Staaten haben zudem ihre Ablehnung der 
Aufnahme der Singapur-Themen in das Ver-
handlungsmandat der EC ausgedrückt: „Von 
Seiten der AKP-Länder ist es nicht erwünscht, 
dass diese Regeln Gegenstand der EPA-
Verhandlungen werden, bevor man sich dar-
über einig ist, wie diese Themen auf multilate-
raler Ebene zu behandeln sind, insbesondere 
in Bezug auf die WTO“.25 Der Handelsminister 
Mauritius’, Jayakrishna Cuttaree, wiederholte 
genau diesen Standpunkt, indem er verdeut-
lichte: „AKP-Länder können nicht akzeptieren, 
dass Themen, die innerhalb der WTO abge-
lehnt wurden, nun Gegenstand der EPA-
Verhandlungen werden – als mögliche Hinter-
tür, diese Themen dann wieder auf die Tages-
ordnung der WTO zu setzen“.26 Diese Beden-
ken wurden geäußert, obwohl die Mehrzahl der 
AKP-Staaten immens von EU-Hilfe abhängig 
ist und dementsprechend fürchten muss, eine 
Ablehnung der EPAs könnte schließlich auf 
eine Kürzung ihrer EU-Finanzhilfen hinauslau-
fen. 
 
Währenddessen haben sich die AKP-Staaten 
für mehr Flexibilität in der Auslegung der WTO-
Regeln ausgesprochen, insbesondere mit Blick 
auf Freihandelsabkommen zwischen einer 
Gruppe von hoch entwickelten Ländern und 
den am wenigsten entwickelten Ländern sowie 
sich in der Entwicklung befindenden Volkswirt-
schaften. Weiterhin befürworten sie die aktive 
Suche nach Alternativen für solche Länder, die 
sich nicht an EPAs beteiligen; ein Ziel, das 

auch in Artikel 37,6 des Cotonou-Abkommens 
festgeschrieben ist. Diesem Anliegen wurde 
auch innerhalb Europas Ausdruck verliehen, 
als die britische Regierung bereits 1998 erklär-
te: „Die Regierung teilt einige der vorgetrage-
nen Zweifel bezüglich der FTA – deshalb auch 
unsere Entschlossenheit dafür zu sorgen, dass 
die FTAs nicht die einzige Option bleiben“ und 
„… die Regierung ist davon überzeugt, dass 
diese [EPAs] nicht die Globallösung sind. … 
Deshalb arbeiten wir darauf hin, dass es so-
wohl für die LDCs als auch für andere Länder 
attraktive Alternativen geben wird.“27

 
Die EU hat bislang keine befriedigende Ant-
wort auf die Forderung nach handelspoliti-
schen Alternativen gegeben. Zudem versucht 
sie auch weiterhin, die Verhandlungen in ei-
nem Tempo voranzutreiben, dass das Un-
gleichgewicht beider Verhandlungspositionen 
nur weiter vergrößert. Die Verhandlungen auf 
regionaler Ebene begannen, bevor diese Län-
dergruppen in der Lage waren, Studien über 
mögliche Auswirkungen von EPAs auf ihre 
Volkswirtschaften abzuschließen oder sogar zu 
beginnen. Die Verhandlungen begannen, be-
vor viele AKP-Staaten die Möglichkeit hatten, 
ihre eigenen Interessensvertreter zu hören, 
Verhandlungspositionen zu entwickeln oder 
einen Koordinationsmechanismus für die j
weilige AKP-Subregionen einzurichten. Os
rikanische Parlamentsabgeordnete verlieh
kürzlich ihrer Sorge Ausdruck, indem sie er-
klärten: „Aufgrund des Tempos, mit dem die 
Diskussionen vorangetrieben werden, habe
unsere Länder keine Zeit, sich adäquate Ge-
danken machen zu können über die Opt
die uns zur Verfügung stehen, oder die Aus-
wirkungen zu verstehen oder zu akzeptieren, 
dass wir nun Geiseln der Termine sind, die 
uns, ohne unsere Parlamente zu kons
[von der EU] gesetzt wurden“.

e-
taf-
en 

n 

ionen, 

ultieren, 
28

 
 
4. WTO-Kompatibilität keine 
Vorbedingung für EPAs 
 
EPAs wurden geplant, weil die präferenziellen 
und nicht-reziproken EU-AKP-
Handelsbeziehungen unter den Lomé-
Abkommen nicht erfolgreich waren. Zum einen 
waren die Auswirkungen, die Handelspräfe-
renzen auf die aktuelle Entwicklung der Länder 
hatten, enttäuschend. Zum anderen wurden 
die Lomé-Handelspräferenzen verstärkt von 
anderen WTO-Mitgliedsländern in Frage ge-
stellt. Die Präferenzen wurden als diskriminie-
rend gegenüber anderen Entwicklungsländern 
angesehen, da sie selektiv und nicht als gene-
relle Handelspräferenzen wirken sollten.29 
Andererseits konnte das Lomé-Abkommen 
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aber auch nie als Freihandelsabkommen an-
gesehen werden, da es keine gegenseitige 
Liberalisierung vorsah. Das Cotonou-
Abkommen griff daher genauso wie einige 
seiner Vorgänger auf eine WTO-
Ausnahmegenehmigung (Waiver) zurück, die 
die die Fortführung der einseitigen AKP-EU-
Handelsvereinbarungen erlaubte. Die derzeiti-
ge Ausnahmegenehmigung ist jedoch bis zum 
31. Dezember 2007 befristet.30 Die EU argu-
mentiert, dass das Lomè-Modell in gegenseiti-
gen Freihandel umgewandelt werden müsse, 
um das Problem der WTO-Inkompatibilität zu 
lösen. Künftige EPAs müssten mit Artikel XXIV 
des GATT vereinbar sein, der die Beseitigung 
von Handelsbarrieren für „nahezu den gesam-
ten Handel“ innerhalb einer „angemessenen 
Zeitspanne“ (i.d.R. zehn Jahre, abgesehen von 
Ausnahmefällen) verlangt. 
 
Indem die EU auf einer engen Interpretation 
des GATT-Artikel XXIV besteht, ignoriert sie 
elementare Mängel dieser Bestimmung. Ent-
scheidend ist, dass der Artikel XXIV keine 
Aussage über das Recht von Entwicklungslän-
dern macht, Sonder- und Vorzugsregeln (SDT) 
in Anspruch nehmen zu können, obwohl die-
ses Recht der Entwicklungsländer allgemein 
von der WTO explizit anerkannt wird.31 Die 
AKP-Länder sehen sich dementsprechend 
Verhandlungen einer besonderen Art gegen-
über. Statt Kompromisse auszuhandeln, müs-
sen sie praktisch ein Ziel verteidigen, das sie 
eigentlich schon längst erreicht haben. Dar-
über hinaus diskutieren sie innerhalb strikter 
Grenzen, die die WTO und die EU gezogen 
haben.32 Aber am problematischsten ist, dass 
von den AKP-Ländern gefordert wird, ihre 
Märkte zu öffnen, bevor diese sich überhaupt 
auf dem Weltmarkt behaupten können. Obwohl 
die AKP-Staaten wiederholt ihre Zweifel an 
EPAs vortragen und Alternativen gefordert 
haben, wird die EU aber nicht müde, die EPAs 
als die beste Option für die zukünftigen Han-
delsbeziehungen zwischen der EU und den 
AKP-Ländern darzustellen.  
 
Bedeutet dies, dass die EPAs in Form von 
Freihandelsabkommen die einzige Option für 
AKP-Länder sind? Die Antwort ist ein unmiss-
verständliches „Nein“! Zum einen könnte der 
Artikel XXIV des GATT geändert werden, so 
dass er SDT und zusätzliche Flexibilität für 
Entwicklungsländer erlaubt. Diese Möglichkeit 
haben AKP-Länder der WTO bereits vorge-
schlagen.33 Alternativ könnte die Ermächti-
gungsklausel34, die einseitige FTAs zwischen 
Entwicklungsländern erlaubt, abgeändert wer-
den, um dann nicht nur für Süd-Süd-FTAs zu 
gelten, sondern auch für Nord-Süd-FTAs. Eine 
dritte Alternative besteht darin, im Rahmen der 
WTO eine neue Ausnahmegenehmigung an-

zustreben. Als vierte Option könnte das Allge-
meine Präferenzsystem der EU (APS) darauf 
untersucht werden, ob die Möglichkeit besteht, 
AKP-Interessen verstärkt zu berücksichtigen.  
 
Jede der oben vorgetragenen Alternativen 
steht natürlich vor speziellen politischen Her-
ausforderungen und spezifischen Grenzen. 
Nichtsdestotrotz sollte dies die EU nicht davon 
abhalten, diese Optionen zu prüfen, zu unter-
suchen und weiter zu verfolgen – insbesonde-
re, da sich der Europäische Rat bereits 1998 
dazu verpflichtet hat, indem er zustimmte, dass 
die EU „alle möglichen Alternativen untersu-
chen wird, den [AKP-] Ländern zu einer neuen 
Handelsstruktur zu verhelfen, die ihrer aktuel-
len Situation Rechnung trägt und mit den 
WTO-Regeln konform geht“.35

 
5. EPAs verursachen erheb-
liche Anpassungskosten 
 
Die EU argumentiert, dass die AKP-Länder die 
negativen finanziellen Auswirkungen der EPAs 
schultern könnten – diese Voraussage er-
scheint allerdings mehr als problematisch. 
Bereits Kofi Annan stellte vor den Regierungs-
chefs der AKP-Länder fest: „Es muss befürch-
tet werden, dass die durch die EPAs festgeleg-
ten Handelsliberalisierungen negative Auswir-
kungen auf die Staatseinkünfte haben können. 
Die Staatseinkünfte vieler Eurer Länder sind 
immens von Zolleinnahmen abhängig. Die 
Aussicht auf fallende Staatseinnahmen, in 
Verbindung mit fallenden Preisen für Güter, 
und zudem die hohe Auslandsverschuldung 
sind eine große Last für Eure Länder und be-
drohen die Möglichkeit, der Erreichung der 
Millennium-Entwicklungsziele näher zu rü-
cken.“36

 
In vielen AKP-Ländern macht der Anteil der 
Einnahmen durch Importzölle ein Drittel der 
gesamten Staatseinnahmen aus37, in manchen 
Ländern ist der Anteil sogar noch höher. In 
Côte d’Ivoire, Sierra Leone und Uganda bei-
spielsweise stellen die Handelszölle 40%, 49% 
und 48% der gesamten Staatseinkünfte.38 
Verschiedene Studien haben die Befürchtung 
bestätigt, dass durch die EPAs die Staatsein-
künfte aufgrund von Verlusten bei Zolleinnah-
men erheblich sinken werden. Kap Verde bei-
spielsweise könnten 19,8% der nationalen 
Einkünfte verlieren, Gambia 21,9%, Ghana 
10% und Senegal 11%.39 Die voraussichtlichen 
Verluste Kenias liegen bei 12%.40 Solch herbe 
Einnahmeverluste werden sich auf jeden Fall 
negativ auf staatliche Ausgaben in den Berei-
chen Bildung, Gesundheit, soziale Dienstleis-
tungen und Armutsbekämpfung auswirken. 
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Dass viele Entwicklungsländer so immens von 
den Einnahmen aus Importverzollung abhän-
gen, liegt daran, dass diese im Gegensatz zu 
anderen Steuern eine sehr einfache und büro-
kratisch kostengünstige Steuermaßnahme ist. 
Zudem finden viele der wirtschaftlichen Aktivi-
täten in den AKP-Ländern im informellen Sek-
tor statt, weshalb es fast unmöglich ist, diese 
mit Steuern zu belegen. Steuerreformen, mit 
Hilfe derer andere Quellen der Steuereinnah-
men leichter zu erschließen wären, würden 
zwar langfristig Vorteile bringen; dies wäre 
aber ein komplexer, langwieriger und kosten-
aufwendiger Prozess, der die Aufmerksamkeit 
und die Gelder von akut wichtigen Entwick-
lungsprojekten abziehen würde und damit die 
Last auf den Schultern der armen Bevölkerung 
in diesen Ländern noch vergrößern würde.41

 
Dies ist nur eine von weiteren Anpassungskos-
ten. Sollten die EPAs die Volkswirtschaften der 
AKP-Staaten nicht gefährden, wären schließ-
lich radikale Strukturreformen erforderlich – der 
Produktionssysteme, Institutionen, Infrastruktur 
und vieler weiterer Bereiche. Studien zur Aus-
wirkung künftiger EPAs auf die Volkswirtschaf-
ten42 zeigen vermehrt auf, dass die AKP-
Länder zuerst die Angebotsengpässe lösen 
müssen, die sie lange davon abgehalten ha-
ben, im Rahmen der Lomé-Abkommen ihre 
wirtschaftliche Entwicklung voranzutreiben. 
Erst dann können sie aus regionalen EPAs 
wirklichen Nutzen ziehen. 
 
Darüber hinaus werden die erwarteten Auswir-
kungen auf Löhne und Beschäftigung beson-
ders die armen Bevölkerungsgruppen dieser 
Länder schwer treffen. Wenn die Produkte 
existierender Industrien auf dem Markt mit 
Importprodukten konkurrieren müssen, wird 
dies in erster Linie die Arbeitslosenzahlen in 
die Höhe treiben, was auch durch ansteigende 
Beschäftigung im Exportsektor nicht ausgegli-
chen werden kann. Und wenn nicht rechtzeitig 
an die Armen gedacht wird, dann werden sie 
am Ende noch schlechter dastehen als sie dies 
sowieso schon tun.43 Viele AKP-Regierungen 
halten an der Hoffnung fest, dass die EPAs 
ihnen Lösungswege zu diesen Problemen 
zeigen werden. Doch die harte Realität ist, 
dass die EU wiederholt darauf hingewiesen 
hat, dass ihre Entwicklungszusammenarbeit 
trotz der genannten Herausforderungen nicht 
substantiell ausgeweitet werden kann.  
 
 
6. EPAs gefährden regionale 
Integrationsbestrebungen 
 
Aufgrund der geringen Größe der meisten 
AKP-Länder und ihrer Tendenz zur Abhängig-

keit von nur einem oder wenigen Rohstoffen 
als Exportgüter, sollte der Zusammenschluss 
mit anderen Entwicklungsländern für sie mehr 
als hilfreich sein. Entsprechende Süd-Süd-
Handelsabkommen können einen Ressour-
cenpool aufbauen, die Märkte vergrößern, den 
Handel und Investitionen ankurbeln, eine grö-
ßere Produktvielfalt schaffen und den Mehr-
wert steigern. Somit können sie die Export-
Abhängigkeit von wenigen großen westlichen 
Märkten senken und die wirtschaftliche Ver-
letzbarkeit in dem Fall reduzieren, dass die 
regionalen Märkte schwach sind. Langfristig 
können solche regionalen Abkommen die Län-
der zum einen in eine stärkere Verhandlungs-
position versetzen, zum anderen es ihnen aber 
auch ermöglichen, auf einem höheren Niveau 
Handel zu treiben und sich den großen Playern 
auf dem Weltmarkt entgegenzustellen. Nach-
dem auch die Regierungen vieler AKP-Länder 
diesen potentiellen Nutzen erkannt haben, 
bemühen sie sich darum, regionale Wirt-
schaftsinitiativen zu gründen. Diese Initiativen 
befinden sich allerdings noch in den Kinder-
schuhen. Sollten die Märkte für EU-Importe 
geöffnet werden, bevor sich diese regionalen 
Märkte gefestigt haben, könnte dies den Pro-
zess zur Gründung regionaler Wirtschaftsge-
meinschaften untergraben.  
 
Eine Vielzahl von Gründen erklärt, warum 
intra-regionale Integration innerhalb der AKP-
Region ein langsamer und komplexer Prozess 
ist, der sein eigenes Tempo verfolgen muss. 
Beispielsweise konzentrieren sich benachbarte 
AKP-Staaten häufig auf die gleichen Export-
produkte für den Weltmarkt. Die Infrastruktur 
von Märkten sowie der institutionelle Rahmen 
sind normalerweise auf überregionale Exporte 
gerichtet, Strukturen zur Förderung des inner-
regionalen Handels sind somit eher schwach. 
Dies führt dazu, dass intraregionale Handels-
abkommen nicht so leicht zu verwirklichen 
sind. Wenn diese strukturellen Schwachpunkte 
nicht abgebaut werden, so dass höhere Ska-
lenerträge erzielt werden und regionale Wirt-
schaftsunionen innerhalb der AKP-Region 
entstehen können, ist es sehr unwahrschein-
lich, dass ein gleichberechtigter Handel mit 
einem Wirtschaftsgiganten wie der EU verwirk-
licht werden kann.  
 
Weiter wird der Prozess regionaler Integration 
durch die Tatsache erschwert, dass viele AKP-
Länder mehrere regionale  
Integrationsabkommen abgeschlossen haben. 
In den EPA-Verhandlungen müssen sich die 
Länder jedoch für einen der regionalen Zu-
sammenschlüsse entscheiden, mit dem sie 
schließlich mit der EU verhandeln. Beispiels-
weise sind im östlichen und südlichen Afrika 
viele Länder zugleich Mitglied des Gemeinsa-
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men Marktes für das Östliche und Südliche 
Afrika (COMESA) sowie der Südafrikanischen 
Entwicklungsgemeinschaft (SADC) und auch 
einigen kleineren Zusammenschlüssen wie der 
Ostafrikanischen Gemeinschaft (EAC) und der 
Südafrikanischen Zollunion (SACU). Um im 
Rahmen der EPAs verhandeln zu können, 
müssen sich deren Mitglieder nun entscheiden, 
ob sie zusammen mit der SADC oder der CO-
MESA verhandeln wollen, wodurch diese Län-
der in eine politische Zwickmühle geraten. 
Weitere Prozesse, intraregionale Handelsab-
kommen abzuschließen, werden erschwert. 
Für die Verhandlungen mit der EU wurde die 
COMESA beispielsweise auf den Block des 
östlichen und südlichen Afrikas (ESA) redu-
ziert, ein Zusammenschluss, der nur für die 
EPA-Verhandlungen gegründet wurde, der 
aber über keinerlei Institutionen oder legale 
Strukturen verfügt. Tansania, selbst EAC-
Mitglied, hat beschlossen, als Teil der SADC 
zu verhandeln, während dessen ostafrikani-
sche Partner im Rahmen der ESA verhandeln 
werden. Dies wirkt sich belastend auf die poli-
tische Zukunft der EAC aus, deren Mitglieder 
gerade die Vereinbarung zur Gründung einer 
Zollunion unterschrieben haben.  
 
Die Teilnahme von LDCs und nicht-LDCs in-
nerhalb von Verhandlungsblöcken kann zu-
sätzliche Schwierigkeiten hervorrufen. Die 
ärmsten Länder sind schon jetzt im „Everything 
But Arms“-Abkommen zusammengeschlossen, 
durch welches sie zoll- und quotenfreien präfe-
renziellen Zugang zum EU-Markt erhalten 
haben. 14 der 16 ECOWAS-Länder beispiels-
weise sind LDCs. Sollten nun diese Länder 
sich dazu entschließen, sich nicht an EPAs zu 
beteiligen, würden sie dennoch die Auswirkun-
gen von EU-Importen spüren, die über ihre 
Nicht-LDC-Nachbarländer in ihre Region ein-
geführt werden. Diese Tatsache wirft ein Di-
lemma der EPA-Verhandlungen auf, welchem 
sich insbesondere die LDC gegenüber sehen. 
Diese Situation kann zu erheblichen Spannun-
gen in den regionalen Integrationsinitiativen 
führen, bedenkt man die großen Unterschiede 
in Kosten und Nutzen für die verschiedenen 
Länder der gleichen Gruppe. Gerade weil es 
notwendig ist, dass zuerst die regionalen Integ-
rationsprozesse vorangetrieben werden müs-
sen, argumentierten AKP-Staaten: Wenn „die-
se Prozesse nicht schon im Keim erstickt oder 
zumindest behindert werden sollen, dann soll-
ten sie Vorrang gegenüber den EPAs haben“ 
und „AKP-Länder müssen zuerst ihren eigenen 
regionalen Integrationsprozess vorantreiben 
können“.44

 
 

Schlussfolgerung und 
Empfehlungen 
 
Sollten die EPAs in ihrer jetzt geplanten 
Form weiter verfolgt werden, bedeuten sie 
eine Bedrohung für die wirtschaftliche Ent-
wicklung der AKP-Staaten und der Men-
schen, die in diesen Ländern leben. Sie 
verstoßen gegen das Versprechen der EU, 
nachhaltige Entwicklung voranzutreiben 
und Armut zu bekämpfen. Aus den genann-
ten Gründen sprechen wir uns gegen EPAs 
in Form reiner Freihandelsabkommen zwi-
schen der EU und den AKP-Staaten aus. 
 
Die Zivilgesellschaft in den AKP-Staaten 
und der EU wird weiterhin mit Parlamenta-
riern, Regierungen und der Europäischen 
Kommission im Dialog bleiben, um die ak-
tuellen Verhandlungen in eine Richtung zu 
lenken, die fairere Handelsbeziehungen mit 
sich bringen, den Armen nutzen und ihnen 
wirtschaftliche Möglichkeiten eröffnen wer-
den. 
 
 
Zu diesem Zweck fordern die unterzeich-
nenden Organisationen die EU auf, folgen-
de Schritte einzuleiten:  
 

1. Ihr im Abkommen von Cotonou ge-
gebenes Versprechen einzulösen, 
alternative Handelsabkommen mit 
den AKP-Staaten zu entwickeln, die 
auf dem Prinzip der Nicht-
Reziprozität beruhen, welches im 
Allgemeinen Präferenzsystem und 
der Idee der besonderen und diffe-
renzierten Behandlung von Entwick-
lungsländern in der WTO verankert 
ist. 
 
 

2. Ihr Interesse an den Themen nicht 
weiter voranzutreiben, die die AKP-
Länder in den WTO-Verhandlungen 
ausdrücklich abgelehnt haben, dar-
unter vor allem die Singapur-
Themen Investitionen, Wettbe-
werbspolitik und öffentliches Be-
schaffungswesen. 
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Unterzeichnet von:  • Kirchliche Arbeitsstelle Südliches Afri-
ka (KASA)  

• Africa Trade Network • Koordination Südliches Afrika (KOSA) 
• Acord Mali • Mwengo (Zimbabwe) 
• ActionAid International UK • Netzwerk Afrika Deutschland (NAD) 
• Agir Ici (France) • Oxfam International 
• attac WTO-AG Deutschland • Southern & Eastern African Trade In-

formation and Negotiations Institute, 
SEATINI (Zimbabwe) 

• Both Ends (Netherlands) 
• Cafod (UK) 

• terre des hommes • Centre for International Development 
CECIDE (Guinnea) • Traidcraft (UK) 

• Christian Aid (UK) • Third World Network (TWN) Africa 
(Ghana) • Econews Africa (Kenya) 

• Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung 
(WEED) 

• 11.11.11 Coalition of the Flemish 
North-South Movement (Belgium) 

• Enda Tiers Monde (Senegal) 
• Eurostep (Belgium) 

• Zambian Trade Network (Zambia

 
 
 
 

Mehr Informationen unter www.stopepa.de 
 
 
 
 
Stand: November 2004 (deutsche Übersetzung April 2005) 
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